
3.Beibln.t t 30"Juni i950. 

A n f 1'0. g e b e a n t W 0 I' tun g& 

Die Abg.Dr.P i t tel' man n und Genossen haben am 21.6~1950 an 

den Finanzninister r:ine Anfrq.ge, betreffend die bisherigen Ergebnisse 

der Sperrkontenprozessetgcrichtet. 

Bundesminister für Finanzen Dr"M arg a I' b t habeantwortet 

nunmehr diese Anfrage wie folgt~ 

Vor allem möchte ich, den Wortlaut der in Betro.cht kOJTIoenden gesetz­

lichen Bestimmungen feststellen; 

§ 13 Aba.1 Pkt.l lit.a des Schillinggesetzes 6rclnet an, dass zur Abhebung 

vom Sperrkonto z\.lrQ.'Zwecke der Lebenshaltung Personen berechtigt sind, "die 

kein anderes zum Lebensunterhalt ausreichendes EinkOnnen besitzen und info1ge 

Alters, Invalidität, Krankheit oder Haushaltsverpflichtuneen nicht befähigt 

sind, ,ein solches Einkonoen durch Arbeit zu erwerben Q 1t 

§ 10 Abs.1 des Währungsschutzgesetzes gibt einen Rückbuchungsanspruch 

den Sperrkontenil'lhabern, "sofern. für sie die Voraussetzungen zur Verfügung 

über Sperrkonten gemss § 13 Abs.1 Pkt" la des Schillinggesetzes vorliegen. 'f 

Es ist unbestritten, dass r.mn bei der 1\.bfassung dieser gese tzlichen 

Bestimmungen an sozial bedürftige Personen gedacht hat, die auf die Abhebung 

der 150 S io Monat nach dem Schi1linege~etz angewiesen waren und nun noch 

wahrend einer Übergangszeit von 10 Monaten eine Überbrüakungshilfe aus ihrem 

Sperrkonto erhalt en sollten. Um diesen Personen den Anschl;uss an die Abhebung 

der 150 S in Monat zu gewährleisten, war rascheste Erledigung notwendig. 'Das 

Finaniministerium hat daher in den im Amtsblatt der Finanzverwaltung ~er­

öffentlic~n ~:we iten Durchführungserlass zun Währungsschutzgesetz vom 

20.Dezeober 1~47 den Finarizlandesdirektionen eröffnet, eS sei ausdieseo Grun­

de "von besonderer· Bedeutung, dass die Arbeiten der Finanzä.t'lter derart be­

schleunigt werden, dass sich die Erledigung der Rückbuchungsanträge nicht über 

die zur Antragstellung vorgesehene Frist w n zwei Monaten wesentlich verzögert. 

Es ist daher Vorl?orge zu treffen, dass der letzte nückbuchungsantrag spätest8':J,s 

an1 20.Februar 1948 erledigt ist." 

Aus dieser gebotenen Eile und aus -dem Unstand, dass das Gesetz schlag­

artig erlassen werden muss te, ist es zu erklären, dass in den an die Finanz­

landesdirektionen ergangenen Weisungen nur. jene Details enthalten vro.ren, _bei 

denen man Zweifelsfragen vorausgesehen hat o Die Frage, ob das steuerliche 
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4 .. Be iblnt t 30 0 Juni 19 50~ 

Einkoy~en oder oin anderer Einkonnensbegriffmn Entscheidungen zugrunde 

zu legen ist, war dnrunter nicht cnthnlten. Sie wurdo von den.Finanz­

landesdirektionen beim Finanziliinisteriwm nuch nie nufgeworfeno 

Die Feststellung der Einkor:Jr:1ensl,osigkei t hat sich folgendermassen 

abgespielt : 

Der Antragsteller hat sich - in allgemeinen nuf einen einheitlichen 

Fornu1ar - von der Bezirksverwaltungsbehörde, in Wien von ]iIlgistratischen 

Bezirksant, die Voraussetzungen der Rückbuchung bestätigen lassen, darunter 

auch sein EinkorJl:len. Die Rückbuchungsabteilung des Finantamtes liess sich 

von der Verlllllagungsabteilung die Einkotlllensdaten des Autrac;sstellers auf dem 

Formular verner~cn und ent schied auf Grund dieser amtlichen ]/ü t tci1uneen. 

Für die Veranlagungsabteilung ka!'.'~ kein anderer Einkoooensbeeriff in Frage 

.als der des steuerlichen Einkor~e'ns" So ist es zu erk1üren, dass keine dieser 

Ste11Qn die Frage aufgeworfen hat, ob etwa ein von steuerlichen Einkol:lOen 

abweichender Einkol:lOensbegriff der Behandlung von Rüokbuchungsanträgen zu­

grunde zu legen sei, 1[[oh1 hat die J?inanzlandesdirektion Gro.z io Jlinner 1948 

r.rl.t Fernschreiber eine Anfrnge an das Finanzoinister.iutl gestellt) ob das 

besteuerte Einkor.l!".l.en 1946, das erzielte Einkot'J!'.len 1947 oder das voraussicht.­

liehe Einko1:1Oen 1948 nossgebend sei. Die nit Fernschreiber efteilte Anwort 

hat dahin gelautet, rß.ssgebend sei das Itderzeitige Einkol:JT.len, allenfalls der 

geschntzte Monatsdurchschnitt u • Es hat sich also dtiDnls d.o.run gehandelt, zu 

entscheiden, ob das Ein;Konnen eines vorhergehenden Jahres oder das geschützte 

Einkoncen des Jahres 1948 YJassgebend sei~ Das FinanzriLnisteriurl hat danals 

cntscht.~Jen, do.ss nicht das EJ.nkonoen einer früheren Zeitperiode in Betracht 

kannen könne, weil sich ja die Einkor~ensverhältnisse seither-geändert haben 

können, dn~vieloehr das Einkor~Qn nassgebend sei, welches der Antrags~erber 

in -Zeitpunkt des Ansuchens hatte .. Praktisch ist natürlich für die Schlitzung 

des EinkOl'Jrlens io Antragszelhtpunkt auch das Ergebnis der Veranlagung für 

frühere Veranlagungsperioden hereangezogen \~rden. Die Frage, ob das steuer~ 

liche Einko~lOen oder ein anderer Einkono~nsbegriff der Entscheidung zugrunde 

zu legen sei, wurde dal:D.t nicht gestellt. Sie ist auch zu einer anderen Zeit 

weder in Finanzt1~nisteriu..':l noch auch neines Wissens bei einer Finanzlrutdes-

direktion aufgeworfen worden. 

Auf den Unstand, dass sich infolge der Bestir.mungen des Einkol:1I:1ensteuer­

gesetzes und der von ihr~ statuierten Zu1ässigkeit der Voxtragune von VGr1usten 

und der Abschreibungen nach steuerlichen Begriffen Einkol:11:1enslosiekcit ergeben 

kann, hat erst der Grazer Prozess Qufnerksarj gennchta In übrigen hat das 

100/AB VI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 6

www.parlament.gv.at
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Finan~ninisteriun den Versuch germcht f in einigen Ftillen den Rückbuchungs­

ant2"o.g o.bzulehnen,. in denen der Antl'agsteller ~ein Einkor.men, aber ei11 

betr1ichtliches, wenn auch erträenisloses Vernögen hatte. Diese Entscheifun[Sen 

wurden getroffen, obwohl dlls Gesetz nur. von EinkolJnen spricht und auf vor­

handenes Vernögen keine Rücksicht nir.ll'Jt. Einer dieser Fälle ist !luch tats1ich­

lieh bein Verwo.ltUIlesgcrichtshof ,7egen behaupteter Gesetzwidrigkeit des 

Inhalts der Entscheidung allßefochten worden; ein Erkenntnis ist noCh nicht 

ertlossen. Der Vorwurf' der Anfrage, dass das FinnnZrlinisteriuo das \7ährungs­

schutzgesetz ltenteegen seinen Sinn.·und Wortlaut zur Begünstigung vernögender 

Schiohten tlissbraucht", trifft daher nicht zu •. Die in Grazer Prozess. Ver­

nocoenen Bennten des Finanzninisteriuns huben bit Rücksicht auf die Anklaee­

fakten ihrer Meinung dahin Ausdruck gegeben, dass die Finanzäc.ter, die nur uit 

einen EinkoDIlensbegriff I den nach den Einkor.nensteuergesetz, zu arbeiten 

hatten, begreiflicherweise auch der Hnndhabung der RUckbuchungsbestinb.ungen, 

die ja organisatorisch gar nicht zu ihren Aufgabenkreis gehört,diesen ihnen 
geläufigen Einkoonensbegriff· zuerunde gelegt haben, zunal der Gesetzgeber i:t 

derselben gesetzliohen Bestinnung von Einkonrjen.ohne jede Definition sprioht 

und ihre lJandhabung den Finanzä.ot~rn anvertraut. Nach Deiner Kenntnis ist 

auch nur in einen einzigen Gesetz, nfu.:l.lich in Kriegsopferfür~orgege$etz ein 

von dem Einkoonensteucrgesetz abweichender eigener EinkoDriensbegriff aufge­

stellt. 

Es ist auoh unzutreffend, dass den "in Not befindliohen Menschen dje 

Rückbuchung verweigert wurden. Nach den l:11r vorliegenden statistischen Nach­

weisungen wurden insgesat1t 507 .. 500 Rückbuchungsrultretge eingebracht und davon 

306.400 J\ntrtlge oit.einen Gesantbetrag von nahezu einer halben Milliarde 

Schilling bmvilligt. Es wäre eine.böswillige Unterstellung, wenl1 jenand be­

hauptete. dass diese Rückbuchungen vcrnögenden Schichten zugekomen sind. 

Das gerade Gogenteil war der Fall. Das Finanzoiniste riun hat sich benüht, 

~erade den omen Schichten das Opfer, das sie wie die ganze Bevölkerung in 

Interesse der Währung auf sich nebnen nusston, nach M6gliohkcit zu erleichtcrn~ 

loh weise darauf hin, do.s s die Finanzfulter oi t den schon erY/ähnten zweit on 

DurchfUhrungserlass angewiesen vrurden, Fälle besonderer Belastung eines-Haus­

haltes der Finanzlandesdirektion zur AusnahrJebehandlung vorzulegen, ganz 

abljesehen von den zahllosen Fällen, in denen das Finanwiniste riuo se Ibst 

bedürftigen Persolaen zu Hilfe kan l wenn eS sich nur irgend oit den Gesetz 
- .-

vereinbaren 1iess. Herr Nationalrat Dr.Pfrttci'r.lann hatte selbst TTicderholt 

GeleGenheit, sich von dieser Praxis zu überzeugen" 11:1 übriGen wird jeder 
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-""""--,,,-,~,- " ... _ ..... ---"~_ .. _--. 

Qbjekt1v~ Bcurtciler einsehen, dass Fälle, wo sich nur infolge der steuer­

lieken !!dglicbkeiten eine Einkor~enslosigkcit ergibt, nur ausscrordentlich 

selten wrkotlr.1en konntCl1 und dass ein beGÜterter WlCnsch nicht in der Lage 

war, sich sein steuerliches EinkonrJen zu "richten", UD schliesslich in den 

Besitz von 2 .. ~OO S zu konnen. Es ist vollkor..ncn klar, dass die Fino.nzbchöl"dc 

lolita aus steuerlichen Gründen ein solches Vorgehen nicht zUGela.ssen hätte. 

Auch kr Uostnnd, dass. die Unt crbehö~dG'n einzelne Fälle an dn.s Uinisteriun 

heraQ,etr~enhnbenJ in welchen kein Einko~uJen, nber ein grösseres Ver~een 

vG~den mr, zeigt, dass die Fina.nzbehörden gera.de dort, wo es sich UD 

Pe~.onencehandelt hat, die nicht zu den sozial bedürften Menschcnkreis ge­

hart •• , eiBen besondersstreneen Masstab anGelegt haben. 

ne~ nun in der l~raee neuerlich von der Auslezung des Becriffs 

IlWaUclität elie Rede ist, so kann ich nur wieder darauf hinueisen, ctc.ss bei 

der Pille der eingebrachten Anträge und bei der in Interesse derorncn Be­

völkerung gebotenen Raschheit der E~lediiung von Rückbuchungs ge suchen nicht 

jeder einzelne Fall ohne Rücksicht auf die dafür erforderliche Zeit bis ins 

kleihste DetAil individuell behandelt werden konnte. Hütte die Verwn1tuntr 

das getan, 80 hHtt.e auch heute noch ein grosser Te il der rund 300.000 Men­

scheD, die die Rückbuchung erhalten haben, noch kein Geld Ge~ehen. 

Eine so grosse A~tion bringt naturgediss eine gewisse Schablonisierung 

oit 8ioh. Es wäre nicht in Sinne des Gesetzes gC\vesen, arbeitswlWilligen 

Persoael1, d.ie sich auf eine Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit berufen haben, 

die nur als unbedeutend anzuseben war, /lUS diesen Grunde die RUckbuc!l1lng Z'_' 

gewkhren, ganz abgesehen davon, dass dies ein krasses Unrecht gegenüber 

je~en Personen gewesen ~re,die sich trotz ihrer Invalidität in den Arbeits­

prOZQSS eingeschaltet haben und ihren Fälligkeiten entsprechend der Wirtsc·haft 

Dienste leisten. Dnzu kott.lt noch einest lilie Invaliditttt konnte nur duroh 

itl"ztliche Zeugnisse nachgewiesen werden. Wie soll der Finnnzbennte ein nedi­

zin1sch~s Gutt\chten würdi gen, das von einr)r, saßen wir, 40 %ißen Minderung 

der Arbeitsfähickcit spricht? Die Finanzvervmltung hat bein Dundesmnisteriun 

für sozinle Verwo.l tung f'estgestcll t, dass die Versehrtenstufe III, in diodie 

Fälle scmererer Invalidität eingereiht wurden, unGefähr einer 66 2/3 ·D~a< .. 

santigen Ver.oinderung der l~beitsfähiekeit :ntspricht,und hat daher diesen 

Prozentsatz für die grosse Regel als der Voraussetzung des § 10 ~dhrungssohutz­

ßesetz entsprechend erkHirt 0 Es ist aber oft vorgekor.u:~-nt dass bei geringereLl 

Pl."ozentso.tz ein neuerliches Gutachten von Antsarzt verlangt wurde oder duss 

auoh bei geringeren Prozentsatz der Invalidität die Rückbuchung bewilligt wurde~ 
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1.Beibla.tt 30"Juni 1950" 

Wenn die linanzbehörde eine Ab\leisUIle für eine vCl'noidbal'e Hürte anGcsehen h~\t .. 

Ich bin auch jetzt noch bereit, ~n ITeGe von Aufsi.chtsbeschwerden solche- Hiirte­

fälle übc~prüfen zu lasseno 

Auf' die einzelnen .I~nfraGen nächte ich nun folGendes antworten: 

Zur Ardra,ee I; 

~![st der Herr Bundesninister bereit, den Hohen Haus säntliche als 
ttGeheio-Erlttsse" in Sperrkontenprozess bezeiclll'leten Anordnungen des Finanz­
oin1steriurJS b ek~nnt zuge ben?") 

.!?GeheiD-Bl'lö'sse" sind überhoupt nicht ergali[;en; ich bin daher nicht in 

der Lt\(te,solche den Hohen Hause beka:nntzuGcben .. Soweit die Erlässe des 

Finanministeriuos nicht in Antsblatt publiziert worden sind, handelte eS 

sich un Die!lStinstruktionen oder UD Ent schcd.du.ngen in Einzelfällen. Der Voll­

pttlndigkeit halber erwnhne ich, dnss i;"] Jahre 1946, als dns Fina.nzninisteriun 

die Sperrkontenfreigabesachen an die Finanzlandesdirektionen deleeiel"t hat, 

der Erlass, in den ihnen Richtlinien für die Freigabepraxis erteilt wOl"dcn 

sind, als vertrauli-ch bezeichnet ivurdc .. Das war desh~lb l10twendilh weil sonst 

die Fraigo.bennträt;e nuf diese Richtlinien a.bßcstil~U'J.t worden w1ire·n. In übrigen 

bin ich bereit, den Herren Fragestellern in alle gewünschten Erlässe auf den 

Gebiete der Sperrkontenfreign.be und .der. Rückbuchungen Einsicht zu gew1:i.hren. 

Zur Antrage 11: 

{"Ist der Herr Bundesninistel' für Finanzen bereit, die nach den· 
\1ährungsschutzgesetz bewilligten RückbuchunGen durch den RechnunGshof über­
prüfen zu lassen?"} 

Ich bin bCl"eit, die nuch den rlährungsschutzgesetz bewilligten R:J.ck­

buohungen durch den Rechnungshof überprüfen zu lasseno 19h nache aber darauf 

rul1'r.lerksan, dass es sich, wie schon crwi:ihnt, utl über 300 0 000 Flille ha.ndelt. 

Ich nuss es den Rechnungshof überlassen, sich .dazu zu äussern, ob Cl" rJdt 

deo vorhandenen Pel"sonal ohne gleichzcitige LrullJlegung seiner sonstigon 

Kontl"olltätigkeit in del" LaGe ist, diese L.rbeit zu bewältigen .. nie Finanz~ 

. verwo.l tung könnte jedenfalls den Rechnungshof Hilfskräfte fü:r diese Aktion 

nicht zu~ Verfügune stellen, weil sie dnzu ausGründen der El"haltune der 

Steuereinnahoen und der Aufrechterhnltung des Gleichgewichtes i~ Haushalt 

des Bundes und der Gebietskörperscho.ften~icht in der Lage wäre. 

Zur Anfrage III: 

("Ist Oder !Icrr Bundesninister für Finanzen bereit, den durch Erkenntnis 
des Verwaltungsgerichtshofes bereits als reChtswidriG b~zcichnetcn Erlass 
des Finnnzninisteriuos üher den Grad der Invalidität unverzüglich aufzuheben 
und· den Geschädigten ihr Recht zuteil werden zu lassen?") . 
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Dazu kamt ich nur wiederholen, was ich bereit s in allgcncinen Tei 1 

dieser Anfragebeantwortw1G ausGeführt habe. Ausscrden verweise ich auf den 

Iruta1t der Intcrpe1lationsbeantwortunecn, die ich in der 16. und in der 

26 .Si tzune des Nationalrates von 8 0 llirz und von 6 "Juni 1950 vorgelegt habe .. 

Zur Anfrage IV: 

(nwelche Anordnungen ged~nkt der Herr Bundesninister für Finanz sm 
zu treffen, d~it es ili Hinkunft der HochbUrokratie des Finanzninisteriuos 
unnöglich Genacht wc::::c.o , Gesetzeswidrige undrechtsfJ!ende "Gehein-ErUisse tt 

als Willenskund~ebung der GesetzgebunG an die unterstellten Behörden 
weiterzugeben?") . 

Ich habe bereits zur AnfraGe! ausgeführt, dass "Gehein-Erlä.sse" 

überhrupt nicht ergangen sindoIch selbst vertrete den Standpunkt, dass 

Erlässe, soweit sie für die AllGcI:.1oinheit von Bedeutung sind, tunliehst in 

lu:.1tsblatt der Finanzverwaltung oder auch auszu.gsweise in den Taaesblä.ttern 

verlautbart werden solleno Das &~nn sich aber nicht auf Dienstinstruktionen 

an die Unterbehörden und auch nicht auf Entscheiwngen in Einzelfällen 

erstrecken. Die Erlä.sse des Finanzninisteriuos halten sich in Rahnen der 

Gesetze und gebelt nieht nie liandhabe, gesetzliche Vorschriften zu ver-

letz';'Sn. Gera.de der Gra.zer Prozess hat Gez~igt, dass solche Erlässe nicht 

erganGen sind, dass es sieh vielnehr W:l die Ausleguns einer nicht sehr klar 

gef'asstan Gesetzlichan Bestinoung hnndelt·c Daraus können sich Entscheidungen. 

ergeben, die vielleicht in der Öffentlichl~eit als nit den Geist des Gesetzes 

nicht in Einklang befindlioh enpfunden werden. Solche vereinzelte Fä.llc 

können bei einer so cewaltigen und völlig neuen Aktion, die noch da.zu in 

Interesse der nrnen Bevölkerung oit grosser Eile bewältiet werden Dusste, vor- . 

konnen. Es ist -aber ein Unrecht gegenüber der dru i t befassten pflichtge-

treuen Beaotenschaft, solche vereinzelte Fälle Zutl Anla.ss schwerer Pausch8l ... 

ve~tichtigungen und Angriffe zu nehDen, wie es in der Anfra.ce geschehen 1st. 

In der gleichen Sache haben auch. die Abg.K 0 p 1 e n i g und Genossen 

an 2l.Juni 1950 eine Interpellation (Nr.129IJ) eingebracht. Ich vervieise 

dazu auf nelne heutigen Ausführungen und füge noch hinzu: -

Ich-stelle fest, dass eine V1eisUllg, "Freigabeansuchen ve~::ögender 
Geschäftsleute und Unternemer bei gleiohzeitiger rigoJ."oser Enteienung der 
kleinen Sparer" zu berücksichtigen, oder eine Instruktion, wonach "von den 
tatsächlichen Einkü"'Jft-en und grossen VerrolöGen der Gesuchswerber vollkornen 
abzusehen und der Rü-ckbuchune ihrer Sperrkonten zuzustir.Jr:.len ist", Vlcder von 
Finanzninisteriur.l noch von einer Finanzlandesdirektion erGanGen ist. Es ist 
unrichtig, da.ss die in Gra.zei" Prozess· verno!:ll:lCnen BcaL'ten des Bundes­
oinisteriuns für Finanzen dies a.usgesagt haben" Eine Bena.chteilicunG der 
kleinen Sparer war weder beabsichtigt, .noch ist sie in der Praxis einGetreten. 

-.-.-.-.-.-.,-. 
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